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Drucksache 1347 


Der Bundesminister für Arbeit 

- n b 2 - 2382.19 - 323/55 - 


Bonn, den 14. April 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Empfehlungen des Bundestages wegen der unzu- 
länglichen Einstellung von Schwerbeschädigten bei 
den Bundesdienststellen 

Bezug: Kleine Anfrage 168 der Fraktion der SPD 
- Drucksadie 1309 - 


Die Kleine Anfrage 168 der Fraktion der SPD beantworte ich wie 
folgt: 

Zu 1 und 2 * 

Im Anschluß an die Empfehlungen des Deutschen Bundestages 
wegen der unzulänglichen Einstellung von Schwerbeschädigten bei 
den Bundesdienststellen — Drucksache Nr. 4609 der 1 . Wahlperiode — 
sind folgende Maßnahmen getroffen worden :| 

a) Mit Erlaß vom 19. August 1953 — II b 2 - 1169/53 - 2383.1 ! — 
wurde die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung, der nach dem Gesetz die Arbeitsvermittlung der 
Schwerbeschädigten, die Stellengewinnung für Schwerbeschädigte 
und der übergebietliche Ausgleich obliegen, ersucht, entsprechend 
Nr. 1 der Empfehlungen eine Zentralstelle für die Vermittlung 
Schwerbeschädigter zu den oberen und obersten Bundesdienst- 
stellen einzurichten. Die Bundesanstalt hatte zunächst das Arbeits- 
amt Bonn im Zusammenwirken mit der Zentralausgleichsstelle in 
Köln-Mülheim mit der Vermittlung von Schwerbeschädigten zu 
den oberen und obersten Bundesdienststellen beauftragt. Nach 
^ Errichtung der „Zentralstelle für Arbeitsvermittlung und Ver- 
mittlungsausgleich” mit dem Sitz in Frankfurt (Main) wurde bei 
dieser im Dezember 1954 eine besondere Stelle für die Vermitt- 
lung Schwerbeschädigter zu den oberen und obersten Bundes- 
behörden eingerichtet. Diese ist beauftragt, im Sinne der Emp- 
fehlung Nr. 1 den Bundesdienststellen geeignete schwerbeschädigte 
Bewerber unmittelbar vorzuschlagen und wegen der Ermittlung 
offener Stellen für Schwerbeschädigte ständig mit den Bundes- 
dienststellen Verbindung zu halten. Die Zentralstelle wird zur 
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Erleichterung der Zusammenarbeit mit den Bundesdienststellen 
im Raum Bonn bei Bedarf das Arbeitsamt Bonn einschalten. Den 
Bundesdienststellen wurde mit meinem Schreiben vom 14. Fe- 
bruar 1955 — II b 2 - 2382.19 - 68/55 — empfohlen, bei Ein- 
stellung von Schwerbeschädigten diese Dienststelle in Anspruch 
zu nehmen, die insbesondere in den gehobenen Berufen über 
Bewerberangebote aus dem gesamten Bundesgebiet verfügt. 

b) Die Vertretungen der Länder beim Bund wurden mit Rundschrei- 
ben des Herrn Bundesministers des Innern vom 21. Oktober 1953 
— 7120 - 391/53 11 — entsprechend Nr. 2 und 5 der Empfehlun- 
gen gebeten, im Rahmen des Möglichen darauf Bedacht zu neh- 
men, daß für die Abgabe von Beamten an die Bundesbehörden 
auch schwerbeschädigte Beamte, die die sachlichen Anforderungen 
erfüllen, in angemessener Zahl vorgeschlagen werden. Dabei 
wurde auf Artikel 36 des Grundgesetzes hingewiesen. Da es bei 
Stellenausschreibungen für offene Stellen im Bundesdienst von 
dem freien Entschluß etwaiger Bewerber abhängt, ob sie um eine 
Verwendung im Bundesdienst nachsuchen wollen, sind die Ver- 
tretungen der Länder weiter gebeten worden, schwerbeschädigte 
Beamte im Landes- und Kommunaldienst usw. durch allgemeine 
Schreiben der Landesregierungen auf die Möglichkeiten aufmerk- 
sam zu machen, sich bei Ausschreibungen für den Bundesdienst 
zu bewerben. Die Länder sind weiterhin gemäß Nr. 5 der Emp- 
fehlungen gebeten worden, sich mit den Hauptfürsorgestellen in 
Verbindung zu setzen, um die Möglichkeiten für die Heranbil- 
dung von schwerbeschädigten Nachwuchskräften besonders zu 
prüfen. 

c) Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung, die von mir mit dem vorerwähnten Erlaß vom 
19. August 1953 um Stellungnahme zu der Empfehlung Nr. 3 
gebeten wurde, hat gegen die Übersendung von Bewerberlisten 
an alle Bundesdienststellen Bedenken geäußert, da der Aufwand 
an Kosten und Arbeit für die Erstellung und laufende Ergänzung 
dieser Listen in keinem angemessenen Verhältnis zu dem mög- 
lichen Erfolge steht. Nach den bisherigen Erfahrungen der Bun- 
desanstalt können auch solche Bewerberlisten die Vorlage voll- 
ständiger Bewerbungsunterlagen und die notwendige persönliche 
Verbindung zwischen dem Schwerbeschädigtenvermittler und den 
einstellungsbereiten Dienststellen sowie den Schwerbeschädigten 
selbst nicht ersetzen. M. E. kann auf die mit der Empfehlung 
Nr. 3 angeregten Verfahren, die sich auch nach meinen Erfahrun- 
gen in der Vergangenheit nicht bewährt haben, nach Einrichtung 
der zentralen Vermittlungsstelle verzichtet werden. 

d) Mit Rundschreiben vom 24. September 1954 an die obersten Bun- 
desbehörden (nicht veröffentlicht) — 7151 - 434/54 — hat der 
Herr Bundesminister des Innern entsprechend Nr. 4 der Empfeh- 
lungen auf die Ausbildungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten 
für Schwerbeschädigte bei der Gemeindeverwaltungs- und Spar- 
kassenschule in Bonn hingewiesen. Der Herr Bundesminister der 
Finanzen hat sich auf Grund der Nr. 7 ADO zu § 9 ATO damit 
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einverstanden erklärt, daß bei dienstlichem Bedürfnis für die 
Aus- und Weiterbildung von Schwerbeschädigten Dienstbefreiung 
an den Unterrichtstagen unter Fortzahlung der Dienstbezüge und 
ohne Anrechnung auf den Erholungsurlaub erteilt wird. Außer- 
dem wurde auf die geschlossenen Sonderlehrgänge für Schwer- 
beschädigte an der Gemeindeverwaltungs- und Sparkassenschule 
in Münster i. W. aufmerksam gemacht. Der Herr Bundesminister 
der Finanzen hat sich in Einzelfällen bei Vorliegen der Voraus- 
setzungen damit einverstanden erklärt, daß Dienstkräfte an dem 
viermonatigen Verwaltungslehrgang II in Münster unter Fort- 
zahlung der Dienstbezüge teilnehmen. 

e) In dem Rundschreiben des Herrn Bundesministers des Innern vom 
13. September 1954 — 7150 - 495/54 — (veröffentlicht im Ge- 
meinsamen Ministerialblatt S. 438) über die Ausführung des 
§ 35 Abs. 1 des Schwerbeschädigtengesetzes, das auch den Ver- 
tretungen der Länder beim Bund zur Weiterleitung an die 
Landesregierungen übersandt wurde, sind Erleichterungen für 
Schwerbeschädigte beim Zugang zu Beamtenlaufbahnen, in der 
Ausgestaltung des Vorbereitungsdienstes und der Abnahme von 
Prüfungen vorgesehen. In den Verwaltungsvorschriften zu §§ 42 ff. 
des Bundesbeamtengesetzes, die in Kürze ergehen werden, werden 
entsprechende Vorschriften im Sinne des Satzes 2 der Nr. 6 
der Empfehlungen ergehen. 

f) Mit Rundschreiben des Herrn Bundesministers der Finanzen vom 

c _ u I B - BA 3470 — 24/53 , 

25. September 1953 — — 39/53 ~ wurden die 

sich aus dem Rundschreiben vom 28. Dezember 1951 — I BA 
3470 - 12/51 — zur Einsparung von Trennungsentschädigung 
bei der Einstellung von Bundesbediensteten nach den Vergütungs- 
gruppen VI bis X TOA getroffenen Beschränkungen für die Ein- 
stellung von Schwerbeschädigten nach dem Schwerbeschädigten- 
gesetz aufgehoben. Die Tatsache, daß ein Schwerbeschädigter im 
Falle seiner Einstellung Trennungsentschädigung erhalten müßte, 
kann nach diesem Rundschreiben bei der Entscheidung über seine 
Einstellung außer Betracht bleiben. Das gilt insbesondere dann, 
wenn der in § 3 Abs. 1 a des Schwerbeschädigtengesetzes für die 
Einstellung Schwerbeschädigter festgelegte Hundertsatz bei der 
betreffenden Bundesbehörde noch nicht erreicht ist. 

g) Die Wohnungsfürsorgebestimmungen des Bundes für seine Ver- 
waltungsangehörigen bieten genügend Raum, die besonderen 
Belange der schwerbeschädigten Bediensteten des Bundes bei der 
Wohnungsgewährung zu berücksichtigen. Soweit Schwerbeschä- 
digte beabsichtigen, ein Eigenheim zu errichten, stehen ihnen die 
durch die Wohnungsfürsorgebestimmungen gebotenen folgenden 
Finanzierungsmöglichkeiten offen: 

Außer einem zur Deckung des nachstelligen Finanzierungs- 
bedarfes bestimmten Darlehen, das bis zur „erforderlichen 
Höhe“ gewährt werden kann, kann dem schwerbeschädigten 
Eigenheimbewerber ein unverzinsliches Darlehen zur Vor- 
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finanzierung eines Bauspardarlehens durch das Beamtenheim' 
Stättenwerk — der durch Gesetz eingerichteten Bausparkasse 
des Beamtenstandes — gewährt werden. Das nachstellige, aus 
Wohnungsfürsorgemitteln des Bundes zur Verfügung gestellte 
Darlehen kann in der Verzinsung soweit gesenkt werden, als 
es zur Tragbargestaltung der Lasten erforderlich ist. 

In der Wohnungsfürsorge in der Bundeshauptstadt wurde über 
diese allgemeinen Grundsätze hinaus einem ausschließlich für 
Schwerbeschädigte bestimmten abgeschlossenen Bauvorhaben eine 
besondere Förderung zuteil. Außer der Fertigung von Typen- 
plänen und der Beratung der Eigenheimbewerber bei der Auf- 
stellung der Finanzierungs- und Lastenverrechnungen hat es das 
Bundesministerium für Wohnungsbau übernommen, die I. Hypo- 
thek zu beschaffen und die Bereitstellung der zur Restfinanzie- 
rung bestimmten verlorenen Zuschüsse des Landes Nordrhein- 
Westfalen zu betreiben. Um eine zügige Bauaufnahme zu ermög- 
lichen, sind die I. Hypotheken, die Landeszuschüsse und die 
kapitalisierten Rentenbeträge aus Haushaltmitteln des Bundes- 
ministeriums für Wohnungsbau bevorschußt worden. Durch diese 
Maßnahmen konnten die Baukosten erheblich gesenkt werden. 
Unter diesen Umständen erscheint es weder erforderlich noch 
wünschenswert, Sondermittel zum Bau von Schwerbeschädigten- 
siedlungen in den Bundeshaushalt einzustellen. Die bisher getrof- 
fenen Maßnahmen erscheinen geeignet, das mit der Empfehlung 
Nr. 8 verfolgte Ziel einer besonderen Förderung von Wohnungs- 
baumaßnahmen für schwerbeschädigte Verwaltungsangehörige 
des Bundes zu erreichen. 

h) Mit Schreiben vom 13. November 1953 — II b 2 - 1464/53 - 
2383.1 — habe ich die Bundesdienststellen auf die Nr. 9 der 
Empfehlungen und die sich aus § 12 Abs. 4 des Schwerbeschädig- 
tengesetzes ergebenden Pflichten hingewiesen, den Arbeitsplatz 
der Schwerbeschädigten mit den erforderlichen technischen 
Arbeitshilfen auszustatten, und empfohlen, dieserhalb mit dem 
zuständigen Arbeitsamt und der zuständigen Hauptfürsorgestelle 
in Verbindung zu treten. Mit dem vorerwähnten Schreiben habe 
ich weiter auf Nr. 10 der Empfehlungen besonders hingewiesen. 

Zu 3 

Neben den zu 1 und 2 aufgeführten Maßnahmen werden im Augen- 
blick weitere Maßnahmen nicht für erforderlich gehalten. 

Zu 4 

Im Laufe dieses Monats werden mir von den Bundesdienststellen 
Übersichten über die Beschäftigung Schwerbeschädigter nach dem 
Stand vom 1. April 1955 übersandt. Nach Auswertung dieser Mel- 
dungen werde ich bis spätestens 15. Mai 1955 eine Aufstellung über 
die Quote der beschäftigten Schwerbeschädigten bei den einzelnen 
Bundesdienststellen nachreichen. 


Storch 
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